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Teil 1

Einleitung

§  1 Grundfrage der Untersuchung

Wie der Titel „Gesellschafter- und Geschäftsleiterhaftung im internationalen Zi-
vilverfahrensrecht. Zur internationalen Zuständigkeit nach Brüssel  Ia-VO und 
EuInsVO“ unschwer erkennen lässt, möchte diese Untersuchung einen Beitrag 
zur Bestimmung der direkten1 internationalen Zuständigkeit leisten. Im Kern be-
handelt sie folglich die Frage, die Gerichte welchen Staates in ihrer Gesamtheit 
zur Entscheidung bestimmter Rechtsstreitigkeiten berufen sind.2

In Fällen mit Auslandsberührung kann die Bedeutung dieser Frage für die Ef-
fektuierung materiell-rechtlicher Normen kaum überschätzt werden.3 Im Ver-
gleich zu einem Vorgehen vor heimischen Gerichten ist eine Prozessführung im 
Ausland zunächst ganz grds. mit Widrigkeiten behaftet (z. B. fremde Sprache 
und Notwendigkeit von Dolmetschern, unbekannte Umgangsformen bzw. Ver-
haltensmuster, potentielle Bevorzugung der heimischen Partei, unvertrauter 
Rechtsbeistand), die einen höheren zeitlichen und finanziellen Aufwand für die 
Rechtsdurchsetzung erfordern.4 Zudem zieht die Beantwortung dieser Frage 
zwei weitere Punkte nach sich, die von erheblicher Relevanz für den Ausgang 
einer Rechtsstreitigkeit sind. Einerseits wenden die – international zuständigen – 

1  Zur Unterscheidung zwischen direkter und indirekter internationaler Zuständigkeit siehe 
etwa Geimer, IZPR, Rn.  850 ff.; Schack, IZVR, Rn.  216.

2  Zum Begriff der internationalen Zuständigkeit siehe etwa Geimer, IZPR, Rn.  844; Linke/
Hau, IZVR, Rn.  4.1; Schack, IZVR, Rn.  217. 

3  Bork, ZHR 157 (1993), 48 (48) spricht (im Kontext von Gerichtsstandsvereinbarungen) 
von einer „kriegsentscheidenden“ Bedeutung. Siehe auch Mankowski, RIW 2017, 322 (322): 
„Bei grenzüberschreitenden Fällen ist ebenso bekanntlich die internationale Zuständigkeit oft 
der wichtigste Punkt des Streits und stellt entscheidende Weichen.“ Vgl. auch Haas, RabelsZ 
77 (2013), 632 (632); Pfeiffer, Internationale Zuständigkeit und prozessuale Gerechtigkeit, 
S.  3; Weber, Gesellschaftsrecht und Gläubigerschutz im IZVR, S.  7.

4  Ausführlich zu derartigen Überlegungen etwa Mankowski, IPRax 2006, 454 (456 f.); 
Pfeiffer, Internationale Zuständigkeit und prozessuale Gerechtigkeit, S.  80 ff.; Wais, Der Euro-
päische Erfüllungsgerichtsstand für Dienstleistungsverträge, S.  4 ff.
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Gerichte ihr heimisches Verfahrensrecht an (lex fori-Prinzip5). Das Verfahrens-
recht eines bestimmten Staates mag für eine Partei (z. B. im Hinblick auf Kosten-
tragung, Anwaltszwang, Beweisverfahren oder Rechtsmittel) besonders günstig 
sein.6 Andererseits wirkt sich die Bejahung der internationalen Zuständigkeit 
(mittelbar) auf die einschlägigen materiell-rechtlichen Normen aus, da die Ge-
richte zu deren Bestimmung im Ausgangspunkt ihr heimisches Kollisionsrecht 
befragen.7 Gerade im Bereich nichtvereinheitlichten Kollisionsrechts kann die 
Anwendung unterschiedlicher materiell-rechtlicher Normen – durch die Gerich-
te verschiedener Staaten – in demselben Fall nicht ausgeschlossen werden.
Die (sonach höchst bedeutsame) Bestimmung der internationalen Zuständig-

keit wird in dieser Untersuchung auf Klagen bezogen, denen Haftungsansprüche 
gegen Gesellschafter bzw. Geschäftsleiter zu Grunde liegen. Die Diversität der 
insoweit in Betracht zu ziehenden Rechtsgrundlagen stellt das Zuständigkeits-
recht vor große Herausforderungen.8

§  2 Gegenstand und Gang der Untersuchung

Bei grenzüberschreitenden9 Haftungsklagen gegen Gesellschafter und Ge-
schäftsleiter muss ein Richter in Deutschland zur Bestimmung der internationa-
len Zuständigkeit insbesondere zwei europäische Sekundärrechtsakte berück-
sichtigen, die in ihrem jeweiligen Anwendungsbereich die autonomen nationalen 
Regeln verdrängen (Anwendungsvorrang)10. Es handelt sich einerseits um die 

5  Dazu Geimer, IZPR, Rn.  319 ff.; Linke/Hau, IZVR, Rn.  2.9; Nagel/Gottwald, IZPR, §  1 
Rn.  42.

6  Vgl. Pfeiffer, Internationale Zuständigkeit und prozessuale Gerechtigkeit, S.  83; Wais, Der 
Europäische Erfüllungsgerichtsstand für Dienstleistungsverträge, S.  6 f.; Weber, Gesellschafts-
recht und Gläubigerschutz im IZVR, S.  8.

7  Vgl. Haas, RabelsZ 77 (2013), 632 (632 f.); Linke/Hau, IZVR, Rn.  4.23; Pfeiffer, Interna-
tionale Zuständigkeit und prozessuale Gerechtigkeit, S.  83; Wais, Der Europäische Erfüllungs-
gerichtsstand für Dienstleistungsverträge, S.  7 f.; Weber, Gesellschaftsrecht und Gläubiger-
schutz im IZVR, S.  7.

8  Wedemann, ZEuP 2014, 867 (867); dies., IPRax 2015, 505 (505).
9  Die Zuständigkeitsvorschriften der Brüssel  Ia-VO erfassen keine reinen Inlandssachver-

halte, vgl. EuGH, Urt. v. 01.03.2005 – C-281/02 – Owusu, Rn.  25; Schlosser, in: Schlosser/
Hess, EuZPR, Vor Art.  4–35 EuGVVO Rn.  5; Staudinger, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Einl 
Brüssel  Ia-VO Rn.  19. Die EuInsVO erfasst lediglich Insolvenzverfahren mit grenzüberschrei-
tendem Bezug, vgl. Brinkmann, in: K. Schmidt, InsO, Art.  1 EuInsVO Rn.  13; J. Schmidt, in: 
Mankowski/Müller/Schmidt, EuInsVO 2015, Art.  1 Rn.  56.

10  Zum Vorrang der Brüssel  Ia-VO vgl. Dörner, in: Saenger, ZPO, Vorbemerkung zur 
EuGVVO Rn.  22; Hess, EuZPR, §  6 Rn.  32; Stadler, in: Musielak/Voit, ZPO, Europäisches 
Zivilprozessrecht, Vorbemerkung Rn.  8. Zum Vorrang der EuInsVO vgl. Brinkmann, in: 
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Brüssel  Ia-VO11, die an die Stelle der EuGVO12 getreten (vgl. Art.  80 Brüs- 
sel  Ia-VO) und gem. Art.  66 Abs.  1, 81 UAbs.  2 Brüssel  Ia-VO für Verfahren 
maßgebend ist, die am 10.01.2015 oder danach eingeleitet13 worden sind. Die 
EuGVO wiederum folgte auf das EuGVÜ14. Andererseits darf die EuInsVO15, 
welche die EuInsVO-200016 ersetzt (vgl. Art.  91 EuInsVO) und gem. Art.  84 
Abs.  1, 92 UAbs.  2 EuInsVO Insolvenzverfahren betrifft, die nach dem (und 
am17) 26.06.2017 eröffnet (vgl. Art.  2 Nr.  8 EuInsVO) worden sind, nicht außer 
Acht gelassen werden. Die folgende Untersuchung behandelt lediglich diese eu-
ropäische Dimension des Zuständigkeitsrechts. Andere Rechtsquellen18, welche 
die internationale Zuständigkeit betreffen, stehen hingegen nicht im Fokus.
Der Gegenstand der Untersuchung wird des Weiteren dadurch begrenzt, dass 

die Anknüpfungspunkte der behandelten Zuständigkeitsnormen keine detaillierte 
Erörterung erfahren. Im Kern geht es daher nicht um die Bestimmung etwa des 
Erfüllungsorts i. S. d. Art.  7 Nr.  1 Brüssel  Ia-VO oder des Orts des schädigenden 
Ereignisses i. S. d. Art.  7 Nr.  2 Brüssel  Ia-VO. Vielmehr soll die – dieser Bestim-
mung vorgelagerte – Zuordnung der vielfältigen Haftungsklagen gegen Gesell-
schafter bzw. Geschäftsleiter zu den behandelten Zuständigkeitsnormen detail-
liert erörtert werden: Klagt z. B. ein Vertragsgläubiger einer GmbH gegen deren 
Gesellschafter bzw. Geschäftsführer, muss – womöglich in Abhängigkeit von 
dem konkret geltend gemachten Anspruch – entschieden werden, ob ein An-

K. Schmidt, InsO, Vorbemerkungen zur EuInsVO Rn.  6; Kolmann/Keller, in: Gottwald, Insol-
venzrechts-Handbuch, §  131 Rn.  22; Lüer, in: Uhlenbruck, InsO, EuInsVO, Vorbemerkungen 
Rn.  2 f. Allgemein auch Weber, Gesellschaftsrecht und Gläubigerschutz im IZVR, S.  8.

11  Verordnung (EU) Nr.  1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstre-
ckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl.  L 351 vom 20.12.2012, S.  1.

12  Verordnung (EG) Nr.  44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Han-
delssachen, ABl.  L 12 vom 16.01.2001, S.  1.

13  Zur streitigen Konkretisierung dieses Begriffes vgl. einerseits (Art.  32 Brüssel  Ia-VO) 
Stadler, in: Musielak/Voit, ZPO, Art.  66 EuGVVO Rn.  1; andererseits (lex fori) Dörner, in: 
Saenger, ZPO, Art.  66 EuGVVO Rn.  2.

14  Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 27. September 1968, BGBl.  II Nr.  46 v. 
29.07.1972, S.  773. Zur mehrfachen Veränderung dieses Übereinkommens, vgl. Nagel/Gott-
wald, IZPR, §  3 Rn.  6.

15  Verordnung (EU) Nr.  2015/848 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 
2015 über Insolvenzverfahren, ABl.  L 141 vom 05.06.2015, S.  19.

16  Verordnung (EG) Nr.  1346/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über Insolvenzverfahren, 
ABl.  L 160 vom 30.06.2000, S.  1.

17  J. Schmidt, in: Mankowski/Müller/Schmidt, EuInsVO 2015, Art.  84 Rn.  4.
18  Für einen Überblick über die Rechtsquellen der internationalen Zuständigkeit vgl. Linke/

Hau, IZVR, Rn.  4.27 ff.; Schack, IZVR, Rn.  264 ff.
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spruch aus einem Vertrag (Art.  7 Nr.  1 Brüssel  Ia-VO) oder ein Anspruch aus ei-
ner unerlaubten Handlung (Art.  7 Nr.  2 Brüssel  Ia‑VO) den Gegenstand des Ver-
fahrens bildet. Im Fokus stehen also die Anknüpfungsgegenstände der Zustän-
digkeitsnormen.
Abgesehen von dieser Einleitung (Teil 1) und der Zusammenfassung (Teil 5) 

gliedert sich die Untersuchung in drei Teile. Teil 2 widmet sich zunächst schwer-
punktmäßig der Frage, bei welchen Haftungsklagen die internationale Zustän-
digkeit nach der EuInsVO (und damit möglicherweise nicht nach der Brüs- 
sel  Ia-VO) zu bestimmen ist. Nach heutigem Stand der Rechtssetzung enthalten 
zwar unzweifelhaft beide Verordnungen (überhaupt) Vorgaben zur internationa-
len Zuständigkeit in diesem Bereich. Im Anschluss an die Gourdain-Entschei-
dung19 aus dem Jahre 1979 kam es in jüngerer Zeit allerdings zu einer Mehrzahl 
von EuGH-Urteilen20, die das Problem betrafen, wo genau die Grenze zwischen 
den Verordnungen verläuft. Die Praxisrelevanz dieser Thematik ist damit offen-
sichtlich. Trotz der Weiterentwicklung durch die Antworten des EuGH sind aller-
dings weiterhin – insb. im Hinblick auf Haftungsklagen gegen Gesellschafter 
bzw. Geschäftsleiter – drängende Fragen ungeklärt. Verwiesen sei nur auf den 
Streit, ob der Insolvenzverwalter, der die persönliche Haftung eines OHG-Ge-
sellschafters gegenüber den Gesellschaftsgläubigern für die Verbindlichkeiten 
der Gesellschaft (§  128 HGB) durchsetzen möchte (§  93 InsO), in Sachen inter-
nationaler Zuständigkeit an die Vorgaben der Brüssel  Ia-VO oder der EuInsVO 
gebunden ist. Teil 2 dieser Untersuchung setzt sich zum Ziel, die bisweilen als 
„zu einzelfallorientiert“ kritisierte21 Rechtsprechung des EuGH zu strukturieren 
und in ein stringentes Abgrenzungskonzept zu überführen. In diesem Zusam-
menhang wird – im Lichte der EuGH-Urteile G.T.-GmbH22 und Kornhaas23 – 
insb. das Problem virulent, ob bzw. inwieweit im Rahmen der EuInsVO ein Aus-
legungszusammenhang zwischen Zuständigkeitsnorm und Kollisionsnorm be-
steht. Ferner bedarf der Klärung, in welchem Maße der – erst mit der EuInsVO 
eingeführte – Gerichtsstand des Sachzusammenhangs (Art.  6 Abs.  2 EuInsVO) 
die Abgrenzungsproblematik entschärft.

19  EuGH, Urt. v. 22.02.1979 – 133/78 – Gourdain.
20  EuGH, Urt. v. 12.02.2009 – C-339/07 – Deko Marty; EuGH, Urt. v. 02.07.2009 – 

C-111/08 – Alpenblume; EuGH, Urt. v. 10.09.2009 – C-292/08 – German Graphics; EuGH, 
Urt. v. 19.04.2012 – C-213/10 – F-Tex; EuGH, Urt. v. 18.07.2013 – C-147/12 – ÖFAB; EuGH, 
Urt. v. 17.10.2013 – C-519/12 – OTP; EuGH, Urt. v. 04.09.2014 – C-157/13 – Nickel & Goeld-
ner; EuGH, Urt. v. 04.12.2014 – C-295/13 – G.T. GmbH.

21  Vgl. etwa Mankowski, NZI 2014, 922 (922).
22  EuGH, Urt. v. 04.12.2014 – C-295/13 – G.T. GmbH.
23  EuGH, Urt. v. 10.12.2015 – C-594/14 – Kornhaas.
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Nach der Bestimmung des Einzugsbereichs der EuInsVO thematisiert Teil 3 
ausgewählte Zuständigkeitsvorschriften der Brüssel  Ia-VO, die in ihrem jeweili-
gen Anwendungsbereich sowohl den allgemeinen Wohnsitzgerichtsstand gem. 
Art.  4 Abs.  1 Brüssel  Ia-VO als auch den Vertragsgerichtsstand gem. Art.  7 Nr.  1 
Brüssel  Ia-VO sowie den Deliktsgerichtsstand gem. Art.  7 Nr.  2 Brüssel  Ia-VO 
verdrängen und folglich in der Prüfungsreihenfolge Vorrang beanspruchen24. An 
erster Stelle steht dabei die ausschließliche Zuständigkeit gem. Art.  24 Nr.  2 
Brüssel  Ia-VO, die mit der Gültigkeit, Nichtigkeit oder Auflösung einer Gesell-
schaft oder juristischen Person sowie der Gültigkeit der Beschlüsse ihrer Organe 
einen spezifisch gesellschaftsrechtlichen Bereich adressiert und daher zwangs-
läufig auch Bedeutung für die in dieser Untersuchung behandelten Haftungskla-
gen beanspruchen könnte. Zudem wird der mögliche Einfluss der Vorschriften 
zur Zuständigkeit bei Verbrauchersachen (Art.  17 ff. Brüssel  Ia‑VO) geklärt. Ei-
nen Schwerpunkt bildet im Anschluss die Auseinandersetzung mit dem fünften 
Abschnitt des zweiten Kapitels der Brüssel  Ia-VO (Zuständigkeit für individuel-
le Arbeitsverträge), nach dessen Art.  22 Abs.  1 der Arbeitgeber den Arbeitnehmer 
nur im Wohnsitzstaat des Arbeitnehmers verklagen kann. Der EuGH hat mit der 
Entscheidung in der Rechtssache Holterman Ferho25 jüngst erstmals Stellung zur 
Rolle von Geschäftsleitern von Kapitalgesellschaften in Bezug auf das arbeits-
vertragliche Zuständigkeitsregime genommen und damit zuvor (vergleichswei-
se) wenig beachtetes Gebiet erschlossen. Hier bedürfen die Arbeitnehmereigen-
schaft von GmbH-Geschäftsführern und Vorstandsmitgliedern einer AG sowie 
die Kriterien eines arbeitsvertraglichen Anspruchs grundlegender Erörterung. 
Nicht näher behandelt werden demgegenüber Zuständigkeitsvereinbarungen 
(Art.  25 Brüssel  Ia‑VO)26 sowie der Gerichtsstand der Zweigniederlassung gem. 
Art.  7 Nr.  5 Brüssel  Ia‑VO27.
Schließlich wendet sich Teil 4 der Grenzziehung zwischen dem Vertragsge-

richtsstand gem. Art.  7 Nr.  1 Brüssel  Ia-VO und dem Deliktsgerichtsstand gem. 
Art.  7 Nr.  2 Brüssel  Ia-VO zu. Diese im europäischen Zuständigkeitsrecht ohne-
hin problematische Grenzfrage28 erhält im Bereich von Haftungsklagen gegen 

24  Vgl. zur Prüfungsreihenfolge der internationalen Zuständigkeit im Rahmen der Brüs-
sel  Ia-VO Dörner, in: Saenger, ZPO, Vorbemerkung zu Artikel 4–6 EuGVVO Rn.  4; Stadler, in: 
Musielak/Voit, ZPO, Art.  4 EuGVVO Rn.  3.

25  EuGH, Urt. v. 10.09.2015 – C-47/14 – Holterman Ferho.
26  Dazu im Kontext des gesellschaftsrechtlichen Gläubigerschutzes Weber, Gesellschafts-

recht und Gläubigerschutz im IZVR, S.  440 ff.
27  Auch dazu im Kontext des gesellschaftsrechtlichen Gläubigerschutzes Weber, Gesell-

schaftsrecht und Gläubigerschutz im IZVR, S.  436 ff.
28  Vgl. allgemein zur Abgrenzung zwischen Vertrags- und Deliktsgerichtsstand etwa Hoff-

mann, ZZP 128 (2015), 465; Lohse, Das Verhältnis von Vertrag und Delikt; Stadler, FS Mu-
sielak, S.  569; Wendelstein, ZEuP 2015, 624; Wied, Zivilprozessuale Qualifikationsprobleme.
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Gesellschafter und Geschäftsleiter ihren besonderen Reiz durch die Mehrzahl 
der potentiell betroffenen Personen (Gesellschafter/Geschäftsleiter, Gesellschaft, 
Gesellschaftsgläubiger), die daraus resultierenden Möglichkeiten der Anspruchs-
zuordnung (Innenhaftung des Gesellschafters/Geschäftsleiters gegenüber der 
Gesellschaft oder Außenhaftung gegenüber den Gesellschaftsgläubigern) sowie 
die unterschiedlichen Rechtsbeziehungen (z. B. das gesellschaftsrechtliche Ver-
hältnis zwischen Gesellschafter und Gesellschaft oder die vertragliche Rechtsbe-
ziehung zwischen Gesellschaft und Gesellschaftsgläubiger), welche jede für sich 
gesehen einem bestimmten Haftungsanspruch, der sich womöglich aus Elemen-
ten verschiedener Rechtsbeziehungen zusammensetzt, ein vertragliches Gepräge 
verleihen könnten. Umstritten ist etwa, ob eine auf §  128 HGB gestützte Gesell-
schaftsgläubigerklage gegen den Gesellschafter einer OHG gerade aus dem 
Grunde vertraglich einzuordnen ist, dass der Gesellschaftsvertrag als Vertrag 
i. S. d. Art.  7 Nr.  1 Brüssel  Ia-VO einzustufen ist. Ist nicht vielmehr entscheidend, 
ob eine vertragliche Gesellschaftsverbindlichkeit in Rede steht, sodass Art.  7 
Nr.  1 Brüssel  Ia-VO bei einem Deliktsgläubiger der Gesellschaft ausscheidet? Ist 
Art.  7 Nr.  1 Brüssel  Ia-VO gar vollständig (d. h. auch im Hinblick auf einen Ver-
tragsgläubiger) abzulehnen, da zwischen Gesellschafter und Gesellschaftsgläu-
biger (in der Regel) keine direkte/unmittelbare vertragliche Beziehung erkennbar 
ist29? Auch in diesem Zusammenhang soll versucht werden, ein stringentes Ab-
grenzungskonzept herauszuarbeiten, welches eine widerspruchsfreie Zuordnung 
der denkbaren Haftungsklagen ermöglicht.30 Mit den Entscheidungen in den 
Rechtssachen ÖFAB31 und OTP32 hat der EuGH die Diskussion neu angefacht 
und vor allem im Hinblick auf Außenhaftungsansprüche eine (vermeintlich) kla-
re Wegmarke gesetzt.
Innerhalb der soeben beschriebenen Teile erfolgt die Darstellung grds. in ei-

nem Dreischritt. Im Anschluss an ein Grundlagenkapitel widmet sich der zweite 
Schritt der Erarbeitung abstrakter Abgrenzungskriterien, welche die Zuordnung 
der vielfältigen Haftungsklagen zu den diversen Zuständigkeitsnormen präjudi-
zieren. Abschließend werden diese Kriterien beispielhaft auf Haftungsklagen 
übertragen, denen ausgewählte Haftungsansprüche des deutschen Rechts zu 
Grunde liegen. Insoweit steht das GmbH-Recht im Mittelpunkt der Betrachtung. 
Neben den Regeln zur Kapitalaufbringung und Kapitalerhaltung spielen in Sa-
chen Gesellschafterhaftung insbesondere die Existenzvernichtungshaftung, die 
Haftung wegen materieller Unterkapitalisierung und die Haftung wegen Vermö-

29  Vgl. Weber, Gesellschaftsrecht und Gläubigerschutz im IZVR, S.  249; Wedemann, ZEuP 
2014, 867 (873).

30  Diese Notwendigkeit betonend bereits Wedemann, ZEuP 2014, 867 (872).
31  EuGH, Urt. v. 18.07.2013 – C-147/12 – ÖFAB.
32  EuGH, Urt. v. 17.10.2013 – C-519/12 – OTP.
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gensvermischung eine Rolle. Im Hinblick auf die Geschäftsführerhaftung seien 
die Haftung gem. §  43 Abs.  2 und 3 GmbHG, die Haftung gem. §  64 S.  1 und 3 
GmbHG sowie die Insolvenzverschleppungshaftung gem. §  823 Abs.  2 BGB 
i. V. m. §  15a InsO genannt. Das GmbH-Gründungsstadium ist durch einen Blick 
auf die Verlustdeckungshaftung und die Handelndenhaftung gem. §  11 Abs.  2 
GmbHG betroffen. Aus dem Personengesellschaftsrecht wird lediglich die per-
sönliche Haftung der Gesellschafter gegenüber den Gesellschaftsgläubigern für 
die Verbindlichkeiten der Gesellschaft in den Blick genommen. Spezifisch kon-
zernrechtliche Ansprüche werden nicht explizit erörtert.33

33  Vgl. zur internationalen Zuständigkeit in Bezug auf die Haftung im Konzern Bose, Das 
Europäische Internationale Privat- und Prozessrecht der actio pro socio, S.  249 ff.; Haubold, 
IPRax 2000, 375 (379 ff.); Waldmann, Annexverfahren im Europäischen Insolvenzrecht, 
S.  204 ff.; Weber, Gesellschaftsrecht und Gläubigerschutz im IZVR, S.  366 ff.; Willemer, Vis 
attractiva concursus und die EuInsVO, S.  237 ff.





Teil 2

Abgrenzung zwischen Brüssel  Ia-VO und EuInsVO

§  1 Grundlegendes

Naturgemäß drängt sich die Frage nach der Haftung von Gesellschaftern und 
Geschäftsleitern insbesondere für den Fall der Insolvenz „ihrer“ Gesellschaft 
auf.1 Ist diese zur Erfüllung sämtlicher Verbindlichkeiten gegenüber den Gesell-
schaftsgläubigern nicht mehr in der Lage, liegt eine Aufstockung der Haftungs-
masse durch Zugriff auf das Vermögen der Gesellschafter bzw. Geschäftsleiter 
nahe. 
Für den Fall einer grenzüberschreitenden Insolvenz ist die Beantwortung der 

Frage einfach, ob sich die internationale Zuständigkeit für die Eröffnung des In-
solvenzverfahrens (d. h. des Gesamtverfahrens) über das Vermögen der Gesell-
schaft nach der Brüssel  Ia-VO oder der EuInsVO richtet. Art.  1 Abs.  2 lit.  b) 
Brüssel  Ia-VO legt fest, dass diese Verordnung nicht auf Konkurse, Vergleiche 
oder ähnliche Verfahren anwendbar ist.2 Demgegenüber bestimmt Art.  3 Abs.  1 
S.  1 EuInsVO, dass für die Eröffnung des Insolvenzverfahrens die Gerichte des 
Mitgliedstaats zuständig3 sind, in dessen Hoheitsgebiet der Schuldner den Mit-
telpunkt seiner hauptsächlichen Interessen4 hat. Welche Insolvenzverfahren hier-
von erfasst sind, ergibt sich abschließend5 aus Anhang A zur EuInsVO. Implizit 

1  Vgl. Bitter, ZInsO 2010, 1505 (1505); Paulus, Außervertragliche Gesellschafter- und Or-
ganwalterhaftung im Lichte des Unionskollisionsrechts, Rn.  412.

2  Daher fallen Gesamtverfahren, die eigentlichen Insolvenzverfahren, nicht in den Anwen-
dungsbereich der Brüssel  Ia-VO, vgl. Haas, NZG 1999, 1148 (1149); Haubold, IPRax 2002, 
157 (157); Mankowski, in: Rauscher, EuZPR/EuIPR, Art.  1 Brüssel  Ia-VO Rn.  66; Oberham-
mer, ZInsO 2004, 761 (764); E. Peiffer/M. Peiffer, in: Paulus/Peiffer/Peiffer, Brüssel  Ia-VO, 
Art.  1 Rn.  63.

3  Geregelt wird an dieser Stelle lediglich die internationale Zuständigkeit, vgl. Erwägungs-
grund (26) zur EuInsVO. Es handelt sich um eine ausschließliche Zuständigkeit, vgl. Brink-
mann, in: K. Schmidt, InsO, Art.  3 EuInsVO Rn.  3; Mankowski, in: Mankowski/Müller/
Schmidt, EuInsVO 2015, Art.  3 Rn.  9; Mock, ZInsO 2009, 470 (472).

4  Ausführlich zu diesem Anknüpfungspunkt etwa Fehrenbach, ZEuP 2013, 353 (354 ff.); 
Heber, Die internationale Zuständigkeit des „Mittelpunkts der hauptsächlichen Interessen“ und 
von insolvenzbezogenen Einzelverfahren, S.  5 ff.; Thole, in: MüKoInsO, Art.  3 EuInsVO 2000 
Rn.  11 ff.

5  Vgl. Art.  1 Abs.  1 S.  3 EuInsVO sowie Erwägungsgrund (9) zur EuInsVO; Albrecht, 
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regelt Art.  3 Abs.  1 S.  1 EuInsVO – neben der expliziten Regelung zur Eröff-
nungsentscheidung – auch die internationale Zuständigkeit für Entscheidungen 
über die Durchführung und Beendigung des Insolvenzverfahrens (vgl. Art.  32 
Abs.  1 UAbs.  1 S.  1 EuInsVO) sowie Sicherungsmaßnahmen (vgl. Art.  32 Abs.  1 
UAbs.  3 EuInsVO).6 
Abgesehen davon ist jedoch eine Vielzahl von Einzelverfahren denkbar, die 

zwar einen Bezug zum Insolvenzverfahren aufweisen, über die gleichwohl nicht 
im Gesamtverfahren selbst, sondern in eigenständigen Verfahren entschieden 
wird.7 Diese Verfahren sollen im Folgenden als insolvenzbezogene Einzelverfah-
ren bezeichnet werden. Neben z. B. Insolvenzanfechtungsklagen sowie Aus- und 
Absonderungsklagen sind in diesem Zusammenhang gerade auch Haftungskla-
gen gegen Gesellschafter und Geschäftsleiter8 zu nennen. Nach welchen Vor-
schriften aber richtet sich die internationale Zuständigkeit bei derartigen Verfah-
ren? 

A. Art.  6 Abs.  1 EuInsVO

I. Grundaussage

Art.  6 Abs.  1 der reformierten EuInsVO sorgt im Hinblick auf besondere insol-
venzbezogene Einzelverfahren für Klarheit in Sachen internationale9 Zuständig-
keit. Nach dieser Vorschrift sind die Gerichte des Mitgliedstaats, in dessen Ho-
heitsgebiet das Insolvenzverfahren nach Art.  3 EuInsVO eröffnet worden ist, für 
alle Klagen zuständig, die unmittelbar aus dem Insolvenzverfahren hervorgehen 
und in engem Zusammenhang damit stehen. Verfahren/Klagen, welche diese 
letztgenannten Kriterien erfüllen, werden im Folgenden als Annexverfahren/An-

ZInsO 2015, 1077 (1078); Brinkmann, in: K. Schmidt, InsO, Art.  1 EuInsVO Rn.  2; Paulus, 
EuInsVO, Art.  1 Rn.  11; Prager/Keller, WM 2015, 805 (805).

6  Gruber/Schulz, in: Ahrens/Gehrlein/Ringstmeier, InsR, Art.  1 EuInsVO Rn.  16 ff.; Müller, 
in: Mankowski/Müller/Schmidt, EuInsVO 2015, Art.  32 Rn.  37; Thole, in: MüKoInsO, Art.  3 
EuInsVO 2000 Rn.  97; vgl. auch Waldmann, Annexverfahren im Europäischen Insolvenzrecht, 
S.  131.

7  Vgl. Heber, Die internationale Zuständigkeit des „Mittelpunkts der hauptsächlichen Inte
ressen“ und von insolvenzbezogenen Einzelverfahren, S.  77; Strobel, Die Abgrenzung zwi-
schen EuGVVO und EuInsVO im Bereich insolvenzbezogener Einzelentscheidungen, S.  34; 
Thole, in: MüKoInsO, Art.  3 EuInsVO 2000 Rn.  98.

8  Haas, ZIP 2013, 2381 (2381); Willemer, Vis attractiva concursus und die EuInsVO, S.  3.
9  Die Vorschrift regelt lediglich die internationale Zuständigkeit, vgl. Erwägungsgründe 

(26) und (35) zur EuInsVO; Mankowski, in: Mankowski/Müller/Schmidt, EuInsVO 2015, 
Art.  6 Rn.  30; Prager/Keller, WM 2015, 805 (806); Thole, in: MüKoInsO, Art.  6 EuInsVO 
Rn.  2; Vallender, ZIP 2015, 1513 (1516).
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